		
	

	XPersonenstand CR:
	25/2020

	
	

	Status Modellierung:
	in Arbeit

	Geprüft:
	nein

	Status Testsuite:
	erfasst

	Geplantes Release:
	1.7.7



	[image: kositlogo]





Anpassungen aufgrund des Gesetzes zur Einführung einer Identifikationsnummer in die öffentliche Verwaltung und zur Änderung weiterer Gesetze
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Problembeschreibung bei Erfassung
Zur Umsetzung des „Once only“-Prinzips hat das Kabinett den Gesetzentwurf zur Einführung und Verwendung einer Identifikationsnummer in der öffentlichen Verwaltung und zur Änderung weiterer Gesetze beschlossen. Mit diesem sogenannten Registermodernisierungsgesetz wird die Steuer-Identifikationsnummer als ein übergreifendes "Ordnungsmerkmal" für besonders relevante Register eingeführt, unter anderem die Personenstandsregister.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Die Zeit bis zur Umsetzung der von dem Gesetz vorgesehenen Änderungen sind fünf Jahre ab Inkrafttreten. Da es von der KoSIT für sehr wahrscheinlich gehalten wird, dass das Registermodernisierungsgesetz in einer ähnlichen Form zu der derzeit besprochenen beschlossen wird, sollte schon in diesem Jahr damit begonnen werden, die notwendigen Änderungen zu besprechen.
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2021-01-04
Dieser Bearbeitungsschritt fasst die notwendigen Änderungen an XPS bzw. XPSR zusammen, und stellt den bisherigen Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens dar, um dem Änderungsbeirat eine Beschlussgrundlage zu geben.
Folgende Änderungen sind an XPS bzw. XPSR aus der Sicht der KoSIT notwendig, um das Registermodernisierungsgesetz umzusetzen (in Klammern die Gesetze aus der sich der Änderungsbedarf ergibt, wenn sie nach der derzeit vorliegenden Fassung des RegMoG gefasst werden):
· Aufnahme der Identifikationsnummer in die Personenstandsregister (§ 3 (3) PStG)
· Mitteilung des Standesamtes an die Registermodernisierungsbehörde nach einer Folgebeurkundung (§ 60a PStV)
· Mitteilung an die Registermodernisierungsbehörde nach einer Berichtigung (§ 47 (1) PStV)
· Mitteilung der Meldebehörde an das Standesamt über die erstmals erteilte Identifikationsnummer (§ 56 (3) PStV)
· Es ist klarzustellen, dass der Abruf von Daten zu einer Person aus der Registermodernisierungsbehörde NICHT in XPersonenstand (ggfs. sogar außerhalb von XInneres) realisiert wird. 
Neben den Arbeiten zur Umsetzung des Gesetzes müssen noch folgende weitere Fragen beantwortet werden:
· Muss die Identifikationsnummer auch in die schon bestehenden Nachrichten zwischen Standesämtern aufgenommen werden? Wenn ja, welche? Müssen dann trotzdem noch andere Identifikationsdaten übermittelt werden?
· Sollten effiziente Mechanismus geschaffen werden, die Identifikationsnummer einer Person über die verschiedenen Registereinträge dieser Person zu verteilen? Hier bestünde ein hoher rechtlicher Anpassungsbedarf.
Der Gesetzesentwurf wurde vom Kabinett beschlossen, und erhielt eine Lesung im Bundesrat. Derzeit wird es durch den Innenausschuss bearbeitet. Der Änderungsbeirat muss entscheiden, ob auf dieser Basis bereits in dieser Version des Standards mit Arbeiten an der Umsetzung begonnen werden soll.
Zu der Mitteilung der Meldebehörde an das Standesamt gibt es den Wunsch des Meldewesens, dass diese Mitteilung in XPersonenstand spezifiziert wird.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2021-01-18
Zu der Mitteilung der Meldebehörden an die Standesämter gibt es drei weiterführende Informationen:
Erstens wurde es in Frage gestellt, ob tatsächlich nur die Identifikationsnummern, die neu zugeteilt wurden (Erstbeurkundung im Geburtenregister) von der Meldebehörde an die Standesämter mitgeteilt wurden, oder ob die Meldebehörde nach jeder Benachrichtigung durch das Standesamt nach einer Beurkundung mit der Identifikationsnummer antworten soll.
Zweitens ist es so, dass im Melderegister für Sorgeberechtigte Personen (die nicht Eltern sind) keine Identifikationsnummern gespeichert sind, und die Identifikationsnummern für beigeschrieben Personen (Kinder) wohl nicht einheitlich vorhanden sind. Wie damit auf der Meldewesenseite umgegangen wird, ist aber noch nicht abschließend geklärt.
Es wurde ein Formulierungsvorschlag für den Entschluss betreffend die Mitteilungen der Meldebehörden an die Standesämter erstellt: Das Expertengremium XPersonenstand soll einen Vorschlag zur Umsetzung im Fachmodul XPersonenstand gemeinsam mit Vertretern des Meldewesens erarbeiten und dem XMeld-Änderungsbeirat zur Abstimmung vorlegen.
Die Speicherung der Identifikationsnummer in den Personenstandsregistern ist für folgende Personen vorgesehen:
Geburtenregister: Kind, Elternteil 1, Elternteil 2
Eheregister: Ehegatte 1, Ehegatte 2
LPregister: Partner 1, Partner 2
Sterberegister: Verstorbener, Partner des Verstorbenen
Bearbeitet durch: Änderungsbeirat	2021-01-20
Der Änderungsbeirat spricht sich aufgrund der ungeklärten Fragen und dem noch nicht belastbaren Stand der Rechtsgrundlage dagegen aus, in diesem Jahr alle konkreten Schritte zur Umsetzung des RegMoG zu gehen.
Jedoch könnte die Übermittlung der Identifikationsnummer durch die Meldebehörde an die Standesämter im Anschluss an eine Mitteilung über eine Geburtsbeurkundung schon in diesem Jahr umgesetzt werden. Der Prozess beruht auf bisherigen Gesetzesgrundlagen, bedarf also keines RegMoG. Außerdem würden auf diesem Wege schon Identifikationsnummern in die Personenstandsregister aufgenommen werden.
Zu klären ist dafür im EG auch, ob dieser Mitteilungsweg nur nach einer Geburtsbeurkundung, oder auch nach anderen Beurkundungsprozessen vorgesehen werden soll.
Der Änderungsbeirat bittet das EG XPersonenstand in 2021, einen Modellierungsvorschlag für die Übermittlung der ID-Nr. von der MB an das StA zu erstellen und mit dem Meldewesen abzustimmen.
Weitere Arbeiten zur Umsetzung des RegMoG im Expertengremium sieht der Änderungsbeirat in diesem Jahr nicht vor. Der Gesetzgebungsprozess sollte jedoch im Auge behalten werden, um bei entsprechend knappen Wirksamkeitsdaten eine weitere Bearbeitung auch schon in diesem Jahr zu starten.
Zu den ersten beiden von der KoSIT genannten Fragen wird sich der CAB auf seiner zweiten Sitzung in 2021 selber tiefer befassen.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2021-02-17
Der zweite Absatz der Bearbeitung vom 2021-01-20 sollte folgendermaßen lauten:
Jedoch könnte die Übermittlung der Identifikationsnummer durch die Meldebehörde an die Standesämter im Anschluss an eine Mitteilung über eine Geburtsbeurkundung schon in diesem Jahr modelliert werden, obwohl die Rechtsgrundlage noch nicht existiert. Der Vorteil davon wäre, dass sofort nach in Kraft treten der Rechtsgrundlage die Personenstandsregister mit den neuen Identifikationsnummern befüllt werden könnten.
Bearbeitet durch: Expertengremium	2021-03-04
Das EG hält es für sinnvoll, unter folgenden Voraussetzungen an einer Pilotierung des RegMoG teilzunehmen:
· Das Betriebskonzept XPersonenstand wird eingehalten, d. h. produktiv nicht vor 1.11.2022.
· Das Vorgehen wird zwischen Meldewesen und Personenstandswesen abgestimmt.
· Eine geeignete Anbindung an das Datenschutzcockpit steht bereit, um den Abruf der ID-Nr. nach § 34a BMG zu protokollieren
Die Pilotierung umfasse folgende erste Schritte:
· Mitteilung der ID-Nr. nach Erstbeurkundung im Geburtenregister und Fortführungen die das Hinzufügen und Streichen von Personen betreffen von der Meldebehörde an das Standesamt
· Speicherung der ID-Nr. im Geburtenregister
· Abruf der ID-Nr. der Eltern eines neugeborenen Kindes nach § 34a BMG (sollte bereits vor der Beurkundung für Folgeprozesse bekannt sein)
Da zurzeit keine Informationen zur Kommunikation StA<->BVA (RegModBehörde) vorliegen wird davon ausgegangen, dass diese Kommunikation nicht Teil der Pilotierung ist.
Das EG spricht sich dafür aus, hier frühzeitig die Abstimmung suchen, sobald entsprechende Ansprechpartner bekannt sind.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2021-05-19
In diesem Bearbeitungsschritt wird ein Überblick über die geplante weitere Bearbeitung gegeben, sowie die offenen Fragen aufgezählt, die auf dem Änderungsbeirat noch besprochen werden sollen.
Geplante weitere Bearbeitung
· Juni 2021: Erstellung eines Modellierungsvorschlages für die Mitteilung an die Meldebehörden, Besprechung auf EG 20-05 (Ende Juni)
· September 2021: Besprechung der modellierten Nachricht mit dem Meldewesen (EG 20-06, Mitte September)
Weitere konkrete Schritte sollen nach Beschluss des Änderungsbeirats dieses Jahr nicht unternommen werden.
Offene Fragen
Diese offenen Fragen sollen laut Beschluss des Änderungsbeirats vom Januar auf der zweiten Sitzung behandelt werden:
· Muss die Identifikationsnummer auch in die schon bestehenden Nachrichten zwischen Standesämtern aufgenommen werden? Wenn ja, welche? Müssen dann trotzdem noch andere Identifikationsdaten übermittelt werden?
Vgl. § 5 (1) Nr. 2 Satz 2 IDNrG: Verarbeitung für andere Zwecke als Erbringung von OZG-Leistungen unzulässig
· Sollten effiziente Mechanismus geschaffen werden, die Identifikationsnummer einer Person über die verschiedenen Registereinträge dieser Person zu verteilen? Hier bestünde ein hoher rechtlicher Anpassungsbedarf.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2021-06-01
Die Gesetzesgrundlage für die Mitteilung der Meldebehörde an das Standesamt ist der § 56 (3) PStV, der nach Registermodernisierungsgesetz folgendermaßen gefasst wird: „Die Meldebehörde teilt dem Standesamt die erstmalig erteilte Identifikationsnummer nach § 139b der Abgabenordnung mit. Ist zu einer Person noch keine Identifikationsnummer nach § 139b der Abgaben-ordnung im Personenstandsregister gespeichert, teilt die Registermodernisierungsbehörde nach dem Identifikationsnummerngesetz diese auf Anforderung dem Standesamt mit, das einen Personenstandseintrag für diese Person führt.“
Die Begründung für diese Gesetzesänderung lautet folgendermaßen:
„§ 56 Absatz 3 PStV schafft in Satz 1 die bereichsspezifische Rechtsgrundlage für die erforderliche Mitteilung der Meldebehörde über die erstmalige Erteilung einer Identifikationsnummer nach § 139b der Abgabenordnung an das Standesamt, das zuvor der Meldebehörde die Daten eines Personenstandsfalls übermittelt hat. Die Vorschrift korrespondiert mit der Regelung in Artikel 4 Nummer 3 (§ 17 Absatz 4 BMG).“
Die einzige Person, die durch die Mitteilung des Standesamts über die Geburt neu in das Melderegister eingetragen wird, und die im Zuge der Eintragung auch erstmalig eine Identifikationsnummer erteilt bekommt, ist das neugeborene Kind. Elternteile, die noch nicht im Melderegister eingetragen sind, werden durch die Erwähnung in der Mitteilung dort nicht eingetragen, sondern nur im Zuge der Anmeldung bei der Meldebehörde.
Daher teilt die Meldebehörde dem Standesamt die Identifikationsnummer nur im Anschluss an die erstmalige Geburtsbeurkundung, und nur für das neugeborene Kind mit. Die Identifikationsnummer aller anderen Personen muss das Standesamt bei der Registermodernisierungsbehörde anfragen (Zweiter Satz des dritten Absatzes des § 56 PStV). 
Um die Antwort der Meldebehörde der Geburtsbeurkundung zuordnen zu können, sollte wohl in die ursprüngliche Mitteilung des Standesamts eine Zeichenkette zur Zuordnung eingefügt werden.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2021-06-03
Für die Mitteilung der erstmalig ersteilten Identifikationsnummer von der Meldebehörde an das Standesamt im Anschluss an eine Geburtsbeurkundung wurde die Nachricht 031013 geschaffen. Die Nachricht ist im Kapitel 5 untergebracht, welches die Kommunikation von Standesämtern und Meldebehörden beschreibt.
Da sich die Nachricht an die Geburtsbeurkundung anschließt, ist sie im Abschnitt 5.5.1 untergebracht, in dem früher nur die Mitteilung über eine Geburtsbeurkundung an die Meldebehörde vorhanden war (031010). Da nun auch eine Rücknachricht vorgesehen ist, war außerdem eine neue Prozessbeschreibung sowie eine vom allgemeinen Prozessmodell abweichende Prozessgrafik notwendig (Abschnitt 5.5.1).
Durch das EG ist noch zu klären, ob für die Zuordnung zur ursprünglichen Geburtsbeurkundung eine extra Zeichenkette in den beiden Nachrichten benötigt wird, oder ob die Inhaltsdaten dafür genügen.
Bearbeitet durch: Änderungsbeirat	2021-06-17
Die Bestückung der bestehenden Einträge in den Personenstandsregistern sollte koordiniert bundesweit vorgenommen werden, um mühsame Handarbeit in den Standesämtern zu vermeiden. Das EG sollte dazu vorbereitend eine Bewertung der verschiedenen Optionen unter Einbindung von Meldewesen und BVA erarbeiten.
Im Rahmen des Prozesses mit der Meldebehörde nach einer Geburtsbeurkundung muss eine Vorgangsweise gefunden werden, damit der Standesbeamte nicht zweimal Mitteilungen auslösen muss (einmal nach der Beurkundung, einmal nach Erhalt der ID-Nummer). 
Aus Sicht des CAB PSW ist die Mitteilung der Geburt an die Meldebehörde die Anfrage zur Mitteilung der ID-Nummer. Diese Sicht sollte auf der gemeinsamen Sitzung mit dem Meldewesen abgestimmt werden.
Es sollte auf der gemeinsamen Sitzung mit dem Meldewesen auch noch darauf eingegangen werden, dass eine unverzügliche Meldung der ID-Nummer an die Standesämter wünschenswert ist, um die weitere Aufgabenerfüllung (weitere Mitteilungspflichten) zu ermöglichen.
Der Änderungsbeirat bittet das EG in der zweiten Jahreshälfte:
· die Speicherung der ID-Nummer in den Personenstandsregistern zu ermöglichen,
· den Prozess der Übermittlung der erstmalig erteilten ID-Nummer durch die Meldebehörde an das Standesamt in XPersonenstand abzubilden,
· eine Bewertung der Alternativen zur Bestückung der bestehenden Einträge in den Personenstandsregistern mit der ID-Nummer vorzunehmen und dem CAB bereitzustellen.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2021-07-01
Diskussion des Prozesses (Kapitel 5.5.1):
1. Müssen Mitteilungen zum Warten auf die ID-Nr. zurückgestellt werden?
Im Fachverfahren ist so eine Möglichkeit zzt. nicht vorgesehen; Mitteilungen sind immer Folge einer Beurkundung/Folgebeurkundung.

Feststellung: Zumindest bei den Nachrichten 011010 besteht keine Notwendigkeit für die Übermittlung der ID-Nr., da die ID-Nr. des Kindes nicht in die Geburtseinträge der Eltern aufgenommen werden (siehe Bearbeitung vom 2021-01-18).

2. Mitteilung an die Elterngeldstellen: 
Es gilt die Übergangsregelung aus Art. 21 RegMoG: für bestimmte Zwecke kann die ID-Nr. bereits verarbeitet werden (z.B. bei ELfE).
A: Im Kontakt mit den Umsetzungsprojekten sollte die Notwendigkeit für die ID-Nr. in der Übermittlung an die EGSt geklärt werden. Laut RegMoG wird die ID-Nr. auch über die MB der EGSt mitgeteilt.

3. Mitteilung an Statistik: Bisher keine Änderung des Bevölkerungsstatistikgesetzes. Hier wird auf eine Bedarfsmitteilung seitens der Statistik gewartet.

4. Erfolgt die Eintragung der ID-Nr. durch Fachverfahren oder Standesbeamten?
Aus Sicht der StÄ sollte es automatisch erfolgen, damit der Vorgang nicht doppelt angefasst werden muss.
Wäre das technisch und rechtlich möglich? Technisch möglich, rechtlich zumindest sehr fragwürdig. Noch fragwürdiger der automatische Versand modifizierter (um die ID-Nr. ergänzter) Mitteilungen.

5. Welche MB beantragt die ID-Nr. für das Kind?
Wahrscheinlich die MB, bei der das Kind angemeldet wird (bei Mutter oder Vater). Aus Sicht des Standesamts sollte es egal sein, von welcher MB die Antwort kommt.
Das Prozessmodell ist entsprechend anzupassen.

Zu klären:
1. Wird die ID-Nr. automatisch oder durch Standesbeamten eingetragen?
Herr Bockstette prüft die rechtlichen Aspekte. 
Die automatische Eintragung sollte nicht ohne explizite Rechtsgrundlage erfolgen. Im ersten Schritt erfolgt die Eintragung durch die Standesbeamten.
Die Speicherung soll in XPSR für die nächste Version vorgesehen werden.
Es soll einen Extratermin zwischen KoSIT und VfSt zur technischen Vorbereitung geben.
2. Abhängig von 1. muss der Prozess für die Mitteilungen geregelt werden.
3. Im Kontakt mit den Umsetzungsprojekten sollte die Notwendigkeit für die ID-Nr. in der Übermittlung an die Elterngeldstellen geklärt werden. Aus Sicht des PSW sollte eine Übermittlung der Registeridentifikation ausreichen, da diese neben der ID-Nr. auch der von der Meldebehörde mitgeteilt werden kann.
4. Mitteilung der ID-Nr. an die Statistik: Bisher erfolgte keine Änderung des Bevölkerungsstatistikgesetzes. Hier wird auf eine Bedarfsmitteilung seitens der Statistik gewartet.

Diskussion der Nachricht 031013:
zu klären mit MB:
1. Reicht 031010 als Anfrage und Auslöser der 031013?
Auf Grund der rechtlichen Regelungen regelmäßige Datenübermittlung der MB (§ 17 (4) BMG, geändert durch RegMoG)
2. Nachweisdaten sind für Identifikation des Eintrags im StA ggf. nicht geeignet. Strukturierte Angaben nach Schema von XPersonenstand wären besser.
Darstellung des Transformations-Problems durch den VfSt: 
Insbesondere, falls perspektivisch eine automatische Eintragung erfolgen soll, sind korrekte strukturierte Angaben erforderlich. Eine eindeutige 

Weiter zu klären:
1. Was passiert bei Wohnsitz im Ausland?
Bei Geburten von Ausländern in Deutschland wird keine ID-Nr. vergeben.
2. Was passiert bei Nachbeurkundungen von Geburten im Ausland?

Zur Modellierung:
1. identifikationPerson ist für das StA nicht von Belang, d. h. die Nachricht sollte nicht von Nachricht.StA2MB ableiten.
2. Es wird im StA nur die Registeridentifikation (am besten strukturiert) und die ID-Nr. benötigt.
3. ID-Nr. sollte explizit als eigenes Element modelliert sein.
4. Zur Plausibilisierung sollten Namen und Geburtsdatum statt StA2MB.Geburt übermittelt werden.
5. Die vorgangsidentifikation aus der 031010 muss identisch in die 031013 übernommen werden
Der überarbeitete Modellierungsvorschlag wird zur Kommentierung umverteilt, sobald er vorliegt.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2021-07-20
Eine überarbeitete Version der Modellierung der Nachricht 031013 wurde erstellt. Das Vorgehen zur Umverteilung des Vorschlags wird diese Woche zwischen KoSIT und init abgestimmt.
Geplante weitere Bearbeitung
1. Aufnahme in den Vorschlag zur Arbeitsplanung durch das EG
2. Aufnahme in die Arbeitsplanung durch den CAB
3. Erstellung eines Modellierungsvorschlags für die Übermittlung der ID-Nummer an das Standesamt durch die Meldebehörde
4. Besprechung der offenen Fragen in der zweiten Sitzung des Änderungsbeirats
5. Finalisierung der Modellierung durch das EG
6. [bookmark: _GoBack]Modellierungsvorschlag überarbeiten
7. Modellierungsvorschlag umverteilen
8. Abstimmung der Modellierung mit dem Meldewesen auf dem EG 21-06
9. Bewertung der verschiedenen Möglichkeiten zur initialen Befüllung der Personenstandsregister durch das EG
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